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Amtsgericht München

Geschäftsnummer: ER lV Gs 8894/18

Staatsanwaltschaft München l, 400 AR 2969/18

ln dem Verfahren wegen gerichtlicher Entscheidung

erlässt das Amtsgericht München durch den Richter am Amtsgericht Hanselmann am 26. No-

vember 2018 folgenden

Beschluss

Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung wird als unbegründet zurückgewiesen.

Gründe:

Die Antragstellerin beantragte am 08,06.2018 per email bei der Staatsanwaltschaft München I die

Übermittlung des Bußgeldbescheids der Staatsanwaltschaft München I vom 09.02.2018 gegen

die Airbus Defence and Space GmbH, mit dem Hinweis, dass der Herausgabeanspruch in ihrer

Funktion als verantwortliche Redakteurin des Magazins,,Schweinwerfer" geltend gemacht werde.

Mit Verfügung der Staatsanwaltschaft München I vom 03.09 .2018 wurde der Antrag auf Herausga-

be des Bußgeldbescheids abgelehnt. Hiergegen hat die Antragstellerin ,,Beschwerde" eingelegt.

Die Beschwerde ist als Antrag auf gerichtliche Entscheidung als einzig statthaftes Rechtsmittel

gegen die Ablehnung des Antrags auszulegen. Das Amtsgericht München - Ermittlungsrichter -

ist gemäß SS 478 l, 1621 SIPO sachlich und örtlich zuständig. Der Antrag auf gerichtliche Ent-

scheidung ist statthaft, jedoch unbegründet.

Ein Anspruch auf Herausgabe einer Abschrift des Bußgeldbescheids ergibt sich nicht aus $ 475

SIPO. Da es um einen Bußgeldbescheid auf der Grundlage des $ 130 OW|G geht, sind zwar ge-

mäß S 46 OW|G die Vorschriften der SIPO anzuwenden. Daher ist für die Frage der Herausgabe

einer Abschrift eines Bußgeldbescheids als Unterfall einer Akteneinsicht grundsätzlich $ 475
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SIPO einschlägig. Die Staatsanwaltschaft hat zu Recht darauf hingewiesen, dass diese Vor-

schrift nicht gilt für Auskunftsansprüche der Presse, da die landesrechtlichen Pressegesetze vor-

rangig anzuwenden sind (Meyer-Goßner/Schmitt, SIPO, 61. Auflage, S 475 Rz 1a).

Ein Anspruch aus Art. 4 BayPrG besteht nicht. Hieraus ergibt sich für die Presse ein Auskunfts-

anspruch. Ein Akteneinsichtsrecht besteht jedoch nicht. Die mit dem Antrag begehrte Herausga-

be einer Abschrift des Bußgeldbescheids stellt einen Unterfalldes Akteneinsichtsrechts dar. Aus

der nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts in Einzelfällen aus dem Rechts-

staatsgebot iVm der Justizgewährungspflicht angenommenen Pflicht zur Veröffentlichung von

Gerichtsentscheidungen ergibt sich nichts anderes. Der Bußgeldbescheid ist keine gerichtliche

Entscheidung. Eine solche ist im Bußgeldverfahren erst auf den Einspruch des vom Bußgeldbe-

scheid Betroffenen hin veranlasst. Auch aus Art. 5 GG folgt nicht unmittelbar bzw nicht in Verbin-

dung mit Art 4 PresseG ein Anspruch auf Akteneinsicht. Die Staatsanwaltschaft hat mit der ange-

fochtenen Verfügung zu Recht darauf hingewiesen, dass ein Bußgeldbescheid nicht entspre-

chend dem Schutzbereich der Pressefreiheit eine allgemein zugängliche Quelle darstellt. Auch

ergibt sich kein Anspruch auf Übermittlung eines Bußgeldbescheids aus der OECD-Konvention

gegen Auslandsbestechung. Die Auskunftserteilung aus Akten ist nicht Gegenstand der dortigen

Regelungen.
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Rechtsm ittel belehru ng :

Gegen diese Entscheidung ist das Rechtsmittel der Beschwerde gemäß S 304 SIPO zulässig,

Sie können die Beschwerde bei dem unten bezeichneten Gericht schrlftlich einreichen oder zu Protokoll
der Geschäftsstelle erklären. Wenn Sie sich nicht auf freiem Fuß befinden, können Sie die Beschwerde
auch zu Protokoll der Geschäftsstelle des Amtsgerichts erklären, in dessen Bezirk die Anstalt liegt, in der
Sie sich auf behördliche Anordnung befinden.

Die Beschwerde kann auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt
den gesetzlichen Anforderungen nicht.

Das elektronische Dokument muss

- mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder

- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per-
son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden:

- auf einem sicheren Übermittlungsweg oder

- an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwal-
tungspostfach (EGVP) des Gerichts.

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf $ 32a Absatz 4 der Strafprozessordnung verwiesen. Hin-
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be-
sondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) in der jeweils
geltenden Fassung sowie auf die lnternetseite www.justiz.de verwiesen.

Die Rechtsmitteleinlegung muss in deutscher Sprache erfolgen.

Falls Sie der deutschen Sprache nicht mächtig oder hör- oder sprachbehindert sind, können Sie für das ge-
samte Strafuerfahren die unentgeltliche Hinzuziehung eines Dolmetschers oder Übersetzers beanspruchen,
soweit dies zur Ausübung lhrer strafprozessualen Rechte erforderlich ist. Bitte wenden Sie sich gegebenen-
falls an das zuständige Gericht.

Sofern Sie blind oder sehbehindert sind, können Sie nach Maßgabe der Zugänglichmachungsverordnung ver-
langen, dass lhnen Schriftsätze und andere Dokumente des gerichtlichen Verfahrens barrierefrei (schriftlich in
Blindenschrift oder in Großdruck, elektronisch, akustisch, mündlich, fernmündlich oder in anderer geeigneter
Weise) zugänglich gemacht werden, soweit lhnen dadurch der Zugang zu den lhnen zugestellten oder form-
los mitgeteilten Dokumenten erleichtert wird und Sie in die Lage versetzt werden, eigene Rechte im Verfahren
wahzunehmen. Für die barrierefreie Zugänglichmachung werden Auslagen nicht erhoben.

Sofern Sie hör- oder sprachbehindert sind, erfolgt die Verständigung nach lhrer Wahl mündlich, schriftlich
oder mit Hilfe einer die Verständigung ermöglichenden Person, die vom Gericht hinzuzuziehen ist. Für die
Verständigung hat das Gericht die geeigneten technischen Hilfsmittel bereitzustellen.
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